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Vorbiatt 


Entwurf eines Gesetzes zur Sicherstellung der 
Leistungen der Zusatzversorgungsanstalten des 
öffentlichen Dienstes 

(Schriftlicher Bericht des Innenausschusses) 


A. Problem 

Durch die Währungsumstellung im Jahre 1948 haben die Zusatz- 
versorgungsanstalten des öffentlichen Dienstes, deren Aufgabe 
die annähernde Gleichstellung der nichtbeamteten öffentlichen 
Bediensteten mit den Beamten hinsichtlich ihrer Versorgungs- 
bezüge ist, Verluste erlitten. Diese Währungsverluste sind bis- 
her vom Bund nicht ausgeglichen worden. Ihre Regulierung 
wurde im Allgemeinen Kriegsfolgengesetz vom 5. November 
1957 einem besonderen Gesetz Vorbehalten. 


B. Lösung 

Fehlbeträge infolge der Währungsumstellung sollen nach dem 
von der Bundesregierung vorgelegten Entwurf durch Zuschüsse 
des Bundes ausgeglichen werden, wenn anders die Versor- 
gungsleistungen nicht erbracht werden könnten. Der Bund über- 
nimmt damit die Garantie für die Leistungen der Zusatzversor- 
gungsanstalten nach dem Stand vom 1. Januar 1967. Diese 
Garantie tritt zu der seit dem 1. Januar 1967 bestehenden Nach- 
schußpflicht der arbeitgebenden öffentlichen Verwaltungen 
hinzu, durch die die Leistungen der Zusatzversorgungsanstalteu 
bereits weitgehend sichergestellt worden sind. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Bei der Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder, der 
etwa 60 Vo bis 70 Vo aller Zusatzversorgungsberechtigten ange- 
hören, werden aller Voraussicht nach keine Kosten entstehen. 
Hingegen ist damit zu rechnen, daß einigen kommunalen Zu- 
satzversorgungsanstalten Bundeszuschüsse gewährt werden 
müssen, deren ungefähre Höhe mit 5 Millionen DM pro Jahr 
veranschlagt werden kann. 
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Schriftlicher Bericht 

des Innenausschusses 
(4. Aussdiuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Sicherstellung der Leistungen der Zusatzversor- 
gungsanstalten des öffentlichen Dienstes 

— Drucksache VI/2095 — 


A. Bericht des Abgeordneten Becker (Nienberge) 


Der Gesetzentwurf wurde in der 115. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 28. April 1971 an den 
Innenausschuß sowie an den Ausschuß für Arbeit 
und Sozialordnung und an den Haushaltsausschuß 
nach § 96 der Geschäftsordnung überwiesen. Der 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat emp- 
fohlen, gegen den Gesetzentwurf keine Bedenken 
zu erheben und die Prüfung der finanziellen Aus- 
wirkungen dem Haushaltsausschuß zu überlassen. 
Der Haushaltsausschuß wird seinen Bericht nach § 96 
GO gesondert erstatten. 

Der Innenausschuß hat den Gesetzentwurf in 
seiner Sitzung am 30. September 1971 abschließend 
beraten und mit der Maßgabe gebilligt, daß § 7 
Abs. 2 die vom Bundesrat vorgeschlagene Fassung, 
der auch die Bundesregierung in ihrer Gegenäuße- 
rung zugestimmt hat, erhält. 

Während die Zusatzversorgungsanstalten des 
öffentlichen Dienstes ihre Leistungen bis zum 31. De- 
zember 1966 nach den Grundsätzen des Versiche- 
rungsprinzips gewährten, bemessen sich ihre Lei- 
stungen seit dem 1. Januar 1967, dem Zeitpunkt des 
Inkrafttretens der Reform der zusätzlichen Alters- 
und Hinterbliebenenversorgung des öffentlichen 
Dienstes, sowohl nach den Grundsätzen des An- 
wartschaftsdeckungsverfahrens - — soweit die Lei- 
stungen auf Beiträgen beruhen — als auch nach 
denen eines modifizierten Umlageverfahrens — so- 
weit die zu erbringenden Leistungen durch Umlagen 
der Arbeitgeber gedeckt werden. Hierdurch wird ge- 
währleistet, daß die Arbeitnehmer des öffentlichen 
Dienstes vom 1. Januar 1967 an eine Anwartschaft 


auf eine dynamische Versorgungsrente für sich und 
ihre Hinterbliebenen im Rahmen einer Gesamtver- 
sorgung erwerben können. 

Durch die Währungsumstellung im Jahre 1948 
haben auch die Zusatzversorgungsanstalten ver- 
schiedentlich Vermögensverluste erlitten. Während 
§ 23 des Dritten Gesetzes zur Neuordnung des Geld- 
wesens (Umstellungsgesetz) — UG — die Neuord- 
nung der Sozialversicherung den gesetzgebenden 
Körperschaften zuwies und die Umstellung der Lei- 
stungen im Verhältnis 1 : 1 anordnete, erfolgte die 
Neuordnung der Versicherung außerhalb der Sozial- 
versicherung durch § 24 UG, wobei die aus Ver- 
sicherungs- oder Rückversicherungsverträgen ent- 
standenen Verbindlichkeiten und Rücklagen im Ver- 
hältnis von einer Deutschen Mark für je zehn 
Reichsmark umgestellt wurden. Die Bilanzen der 
Versicherungsunternehmen wurden durch Gewäh- 
rung von Ausgleichsforderungen ausgeglichen. 

Die Zusatzversorgungsanstalten nehmen auf 
Grund einer Entscheidung der für die Durchführung 
der Währungsreform seiner Zeit zuständigen Alli- 
ierten Bankkommission eine Zwischenstellung ein. 
Die Leistungen der Zusatzversorgungsanstalten 
waren danach gemäß § 18 UG zu behandeln, d. h. im 
Verhältnis 1 : 1 umzustellen. § 24 UG wurde dem- 
gemäß für nicht anwendbar erklärt, so daß ein Aus- 
gleich der Währungsverluste durch Zuteilung von 
Ausgleichsforderungen an die Zusatzversorgungs- 
anstalten nicht in Betracht kam. Da die Zusatzver- 
sorgungsanstalten ferner durch die Regelung des 
§ 32 Abs. 1 Nr. 5 des Allgemeinen Kriegsfolgen- 
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gesetzes vom 5. November 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1747) — AKG — von der Ablösung ihrer An- 
sprüche aus Reichstiteln ausgenommen wurden, kön- 
nen bei ihnen versicherungsmathematische Fehlbe- 
träge entstanden sein. 

In § 97 AKG, dessen Satz 1 nochmals klarstellt, 
daß § 24 UG auf die Zusatzversorgungsanstalten 
keine Anwendung findet, ist daher in Satz 2 eine 
besondere gesetzliche Regelung zur Sicherstellung 
der Leistungen der Zusatzversorgungsanstalten Vor- 
behalten worden. Diesem Vorbehalt entspricht das 
vorliegende Gesetz. Seine Regelung knüpft an die 
Tatsache an, daß die am 1. Januar 1967 in Kraft ge- 
tretene Reform der Zusatzversicherung des öffent- 


lichen Dienstes durch die Begründung einer Nach- 
schußpflicht des Bundes und der übrigen arbeitge- 
benden Verwaltungen, meist Gebietskörperschaften, 
die Leistungen der Zusatzversorgungsanstalten be- 
reits weitgehend sichergestellt hat. Die Verabschie- 
dung des Gesetzentwurfs erscheint auch deshalb 
dringlich, weil beim Bundesverfassungsgericht zur 
Zeit mehrere Verfahren anhängig sind, die sich 
darauf stützen, daß eine dem vorliegenden Gesetz- 
entwurf entsprechende Regelung bisher nicht ver- 
abschiedet worden ist. Die Zuständigkeit des Bundes 
für den vorliegenden Gesetzentwurf ergibt sich aus 
Artikel 74 Nr. 11 GG. Hinsichtlich der Einzelbe- 
gründung wird auf die Drucksache VI/2095 S. 4 ff. 
verwiesen. 


Bonn, den 15. Oktober 1971 


Becker (Nienberge) 

Berichterstatter 
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B, Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1, den Gesetzentwurf — Drucksache VI/2095 — mit 
der Maßgabe, daß § 7 Abs. 2 folgende Fassung 
erhält: 

„ (2) Die Empfänger von Zuschüssen unterliegen 
hinsichtlich ihrer Haushalts- und Wirtschafts- 


führung der Prüfung durch den Bundesrechnungs- 
hof, soweit sich dieses Prüfungsrecht nicht bereits 
aus dem Haushaltsgrundsätzegesetz ergibt." 

im übrigen unverändert anzunehmen; 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Peti- 
tionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 15. Oktober 1971 


Der Innenausschuß 


Dr. Schäfer (Tübingen) 

Vorsitzender 


Becker (Nienberge) 

Berichterstatter 
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